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Diezweite Chance

Bei den Unterhauswahlen
propagiert NewLabour
einen modernisierten

Patriotismus. TonyBlair
will "die ermüdende Wahl
zwischen altmodischem

Sozialismusund
Ultra−Thatcherismus

durchbrechen".

Der Glanz des Neuen ist
unterwegs verloren gegan-
gen, doch Labours Sieg bei
den Unterhauswahlen am
Donnerstag dieser Woche
scheint trotzdemsicher: Vier
Jahre nach demTriumphvon
1997 wird Anthony Blairs La-
bour−Partei wohl das histori-
sche Novum einer zweiten
Amtszeit in direkter Folge er-
reichen. Vor vierJahrenkonn-
te NewLabour auf der Welle
des Cool Britannia gleiten, ei-
nes neuen nationalen Selbst-
bewusstseins, das sich in
Young British Art (YBA) und
BritpopzumAusdruck brach-
te. Aus den Trümmernjahre-
langer Rezession und harter
sozialer Auseinandersetzun-
gen hatte sich die Gesell-
schaft erneuert und NewLa-
bour schien dieseInnovation
politisch umsetzen zu kön-
nen. Inzwischen ist die einst
provokative YBAmusealisiert
worden und die Bezeichnung
Britpopeine Beleidigung.
Derinvier Jahrensichtlich

gealterte Blair versuchte, i m
Wahlkampf an den moderni-
sierten Patriotismus anzu-
knüpfen, indem er sich dem
Lieblingsthemader konserva-
tiven Tories widmete: die Eu-
ropäische Union und der Eu-
ro. Die Konservative Partei
hatteihren Wahlkampfineine
Kampagne zur Rettung des
britischen Pfunds umfunktio-
niert, um aus der Wahl ein
vorgezogenes Referendum
über den Beitritt zur Wäh-
rungsunionzu machen.
Außerdemkündigte Partei-

chef William Hague an, den
EU−Vertrag von Nizza neu zu
verhandeln, um Großbritan-
niens Vetorecht zu erhalten.

"Isolation in Europa ist nicht
patriotisch, sondern die Ver-
leugnung unseres wahren na-
tionalenInteresses", konterte
Blair. Europa stelle eine "ein-
malige Gelegenheit für Ein-
fluss und Führerschaft auf
der Weltbühne in vitalen Fra-
gen unseres nationalen In-
teresses dar. Wahrer Patriotis-
mus heißt zuerst Aufstehen
für das britische nationale
Interesse."

EUund Euro als
Top−Wahlkampfthemen
Tatsächlich ist die Haltung

zur EU neben der Steuerpoli-
tik der einzige nennenswerte
Unterschied zwischen den
beiden großen Parteien, und
die Kampagnen für das Refe-
rendumzumEuro−Beitritt, das
nach Blair innerhalb der
nächsten zwei Jahre stattfin-
den sollte, haben schonjetzt
begonnen. Dochvor allembei
denklassischenTory−Themen
Einwanderung, Kri minalität
und Wirtschaft hat Labour
sich so weit nach rechts be-
wegt, dass die Konservativen
extremistische Positionen
einnehmen mussten, umsich
überhaupt nochprofilierenzu
können.
Insgesamt war Labours ers-

te Amtszeit von der Suche
nach einem breiten Konsens
und Beliebtheit in den Mei-
nungsumfragen geprägt. Der
"Dritte Weg", die propagierte
Philosophie von NewLabour,
bestand offenbar darin, mög-
lichst vielen politischen Rich-
tungen gefallen zu wollen.
Dementsprechend wechsel-
tensichlinke undrechte Poli-
tik ab: Labour führte einen

Mindestlohn ein und erhöhte
die sozial ungerechten indi-
rekten Steuern, die Arbeitslo-
sigkeit sank unter die magi-
scheEine−Million−Grenze wäh-
rend Unternehmer die flexi-
blen Kündigungsschutzgeset-
ze als Druckmittel gegen Ar-
beitnehmer einsetzen konn-
ten. Die Kinderarmut wurde
reduziert, doch die Schere
zwischen arm und reich hat
sichnoch weiter geöffnet. Die
EU−Menschrechtscharta wur-
de unterzeichnet und gleich-
zeitig ein entwürdigendes
Gutscheinsystemfür Asylbe-
werber eingeführt. Schott-
land und Wales erhielten Re-
gionalparlamente, aber das
Mehrheitswahlrecht wurde
nicht wie 1997 angekündigt
reformiert.
Die dringendste Aufgabe,

die Sanierung der wohlfahrts-
staatlichen Einrichtungen,
wurde allerdings nicht er-
reicht. Deshalb erbittet Blair
nun eine "zweite Chance",
um, so das Wahlprogramm,
einen "öffentlichen Dienst
von Weltklasse" zu schaffen.
"Ich denke, dass der Abriss
der Barrikaden zwischen öf-
fentlichem, privatemundfrei-
willigem Sektor weitergehen
wird", soBlair gegenüber dem
"Observer". "Wir müssen die
ermüdende Wahl zwischen
altmodischem Sozialismus
und Ultra−Thatcherismus
durchbrechen."
Bei denanstehendenRefor-

men im Bildungs− und Ge-
sundheitswesen geht es
vorerst nicht umtraditionelle
Privatisierungen, wie sie in
der Gas− und Wasserversor-
gung oder der Telekommuni-
kation von den Tories durch-
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gesetzt worden waren. Das
staatliche Gesundheitswesen,
der National Health Service
(NHS), der aus Steuermitteln
finanziert wird und allen Ein-
wohnern kostenlose Behand-
lunggarantiert, ist bereits seit
einigenJahrenExperi mentier-
feld. Die meisten Senioren−
und Behindertenhei me und
viele der geschlossenen psy-
chotherapeutischen Einrich-
tungen werdenprivat geführt,
öffentliche Krankenhäuser
wurden mit privatem Kapital
gebaut und der NHS bezahlt
jährlich mindestens 120 Mil-
lionen Euro für Operationen
in privaten Hospitälern, um
das Labour−Versprecheneiner
Verkürzung der Wartelisten
für Operationen ansatzweise
einzulösen.
Labour möchte in den

nächsten fünf Jahren 10.000
Ärzte und 20.000 Kranken-
schwestern einstellen, die
zumTeil aus demAuslandan-
geworben werden sollen.
Außerdemsoll privates Mana-
gement eingeführt und mit
Hilfe privaten Kapitals ein
massives ProgrammzumNeu-
bau von Krankenhäusern
durchgeführt werden. Die
Dienstleistungen wären für
die Patienten dann weiterhin
kostenlos und würden vom
NHS bezahlt. Labour behaup-
tet, der öffentliche Dienst
wäre zu unbeweglich, wes-
halb die "Effizienz" des priva-
ten Sektors genutzt werden
müsse.
"Die Höhe der Finanzierung

ist falsch, nicht die Struktur,"
argumentiert hingegen Chris-
tine Hancock, Generalse-
kretärin der größten Pflege-
personalgewerkschaft Royal
College of Nursing. "Es gibt
keine Hinweise, dass privates
Management effizientere oder
sogar bessere Gesundheits-
leistungen hervorbringen
kann." Die NHS−Angestellten
waren vor allem wegen einer
i m Wahlkampf "vorzeitig
durchgesickerten" Studie des
einflussreichen, Labour nahe-
stehendenInstitutefor Public
Policy Research (IPPR) beun-
ruhigt: darin wird die weitge-
hende Privatisierungvonzen-
tralen Bereichen des NHS
empfohlen. Hancock kritisier-
te auf einemTreffenihrer Ge-
werkschaft diese Pläne und
verwies auf die Erfahrungen
bei der Privatiserungen in
der Langzeitpflege: "Zuerst
schien alles großartig. Dann
begannder Druckder Kosten-
kontrolle− unzureichendePer-
sonalaustattung und Diagno-
semöglichkeiten. Wir werden
nicht zulassen, dass noch
mehr unserer Patienten die-
sem Schlamassel und diesen
Ungerechtigkeiten ausgesetzt
werden."

Chancengleichheit
gegen soziale
Unterschiede
Das Bildungssystemist das

Kernstückder NewLabour−Vi-
sion einer Leistungsgesell-
schaft, deren Kern die
"Gleichheit der Chancen" ist,
die soziale Ungleichheiten

überwinden soll. Vor allem
die Gesamtschuleninverarm-
ten innerstädtischen Berei-
chen sollen besser ausgestat-
tet werden. Der derzeitige Bil-
dungsminister David Blunkett
verspricht wesentlich mehr
Geld und Lehrer sowie eine
Spezialisierung der jeweiligen
Einrichtungen.
"Es wird neue Spezialisie-

rungen in den Bereichen Bu-
siness und Wirtschaft, Natur-
wissenschaft und Ingenieur-
wesen geben, die zu den be-
stehenden in Technik, Kunst
und Sport hinzukommen", er-
klärte er bei der Vorstellung
des Bildungsprogramms sei-
ner Partei. Sollte, wie in der
IPPR−Studie vorgeschlagen,
privates Kapital auch i m ko-
stenlosen staatlichen Bil-
dungswesen genutzt werden,
könnte die Führung ganzer
Schulenan Privatfirmenüber-
tragen werden: der Staat be-
zahlt die Management−Fir-
men, statt die Bücher und
Lehrer. Sokönntesichdie Pri-
vatwirtschaft gezielt ihren
Nachwuchs heranzüchten
und daran auch noch verdie-
nen. Es gäbe jedoch vorerst
"keine Ziele und keine Gren-
zen" für das Einbringen des
privatenSektorsin diesen Be-
reich, so Blunkett.
Auch für die Universitäten

hat Labour Pläne: Bis 2010
soll die Hälfte der Einwohner
unter 30 Jahren einen Hoch-
schul−Abschluss besitzen.
Doch gerade ökonomisch Be-
nachteiligte schrecken ange-
sichts der von Labour in Eng-
land und Wales eingeführten
Studiengebühren und der ab-
geschafften Zuschüsse vor ei-
nemStudiumzurück. "Das ist
eines der Dinge, die wir nicht
hätten tun sollen", beurteilte
laut "Sunday Telegraph"
selbst die ausscheidende Ka-
binettsministerin Mo Mowlam
Labours Bilanz negativ: Die
bisherige Politikhat Schulden
von 15.000 Euro plus Zinsen
am Ende eines dreijährigen
Studiums zur Normalität wer-
denlassen.
Labours New Britain wird

vor allem dem privaten Sek-
tor neue Profitmöglichkeiten
eröffnen, indem Steuergelder
an Aktienbesitzer weitergelei-
tet werden. Falls die verspro-
chene Modernisierung erfolg-
reichsein und die Konjunktur
stabil bleiben sollte, könnte
Labour sogar auf eine dritte
Amtszeit hoffen.
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